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RATGEBER

• Für die Bestimmung des Ren-

tenbetrages wird auf den
nächsthöheren Wert auf der Ren-
tentabelle abgestellt, das heisst,
im vorliegenden Beispiel ergibt
sich ein für die Rente massgeben-
des durchschnittliches Einkorn-
men von Fr. 46248.-.
• Aufgrund dieses Tabellenwertes
ergibt sich eine einfache Alters-
rente von monatlich Fr. 1594.-.
• An dieser Stelle sei die Anmer-
kung erlaubt, dass sich ohne Auf-
wertung lediglich ein effektives
Jahreseinkommen von 22 446
Franken ergäbe, was einer Rente

von 1184 Franken entspräche.
Daraus zeigt sich
• einerseits, dass es wichtig ist, die

AFIV-Beiträge immer zu entrich-
ten, denn nicht abgerechnete Ein-
kommen werden nicht berück-
sichtigt, was sich gerade auch we-
gen der Aufwertung besonders

ungünstig auf Renten auswirken
kann;
• anderseits, dass bereits mit
einem relativ tiefen Jahresein-
kommen wegen der besonderen
Rentenformel der AHV eine Ren-
te von rund 85 Prozent der
Höchstrente erworben werden
kann.

3. Zu Ihren Fragen
Aufgrund der vorstehenden Aus-
führungen kann ich Ihre konkre-
ten Fragen wie folgt beantworten:

- Für die nach Beendigung der

Erwerbstätigkeit bis zum Renten-
alter verbleibenden Jahre unter-
stehen Sie grundsätzlich der Bei-
tragspflicht als Nichterwerbstä-
tige.

- Als nichterwerbstätige Ehefrau
eines Versicherten sind Sie von
der Beitragspflicht befreit, ohne
dass deswegen Beitragslücken
entstehen.

• Auf jeden Fall hätte aber nach
einer vorzeitigen Pensionierung
Ihr Mann weiterhin Beiträge als

Nichterwerbstätiger zu bezahlen,
um Beitragslücken, die sich auch
für Sie auswirken würden, zu ver-
meiden.
• Für die Berechnung Ihrer eige-

nen Rente sind grundsätzlich Ih-
re eigenen Beiträge massgebend;
die Beiträge Ihres Ehemannes
werden gemeinsam mit Ihren
Beiträgen für die Bestimmung der

Ehepaar-Renten berücksichtigt.
Abschliessend möchte ich darauf
hinweisen, dass ich mich vorste-
hend lediglich auf die Grundzüge
der Beitragspflicht und Rentenbe-

rechnung der AHV beschränken
musste, ohne auf Besonderheiten
und Einzelheiten einzutreten.
Verbindliche Auskünfte müssen
ohnehin der im Einzelfall zustän-

digen Ausgleichskasse vorbehal-
ten bleiben. Die Adressen der ein-
zelnen AHV-Ausgleichskassen
finden Sie auf den letzten Seiten

jedes Telefonbuches.
Dr. z'zzr. RzzdoZ/ Tizor

Recht
Zutritt zur Wohnung
nach dem Tod

Was fea«ra z'c/z z>era«Zassen, dass
zzac/z mezrzem Tod zzizr mez'«e

Kz'«der z'zz mez'«e Wo/z«zz«g dar-
/e«?
Grundsätzlich bestimmt der

Wohnungsinhaber, wer Zutritt
zur Wohnung haben darf. Ein un-
befugtes Eindringen in eine Woh-

nung kann Hausfriedensbruch
darstellen und wird auf Antrag
strafrechtlich verfolgt. Das Recht
des Wohnungsinhabers, Dritten
den Zutritt zur Wohnung zu ver-

wehren, geht bei Ableben des

Wohnungsinhabers auf seine Er-
ben über, in Ihrem Fall wohl auf
Ihre Kinder. Sie müssen somit
nichts vorkehren, damit im Fall
Ihres Ablebens nur Ihre Kinder
Zutritt haben, da dies schon von
Gesetzes wegen so ist.

Von diesem Grundsatz gibt
es beschränkte Ausnahmen: So

können Amtspersonen aufgrund
spezieller Vorschriften, so z.B. die
Polizei aufgrund eines Haus-
durchsuchungsbefehls oder die

zuständige erbschaftsamtliche
Behörde zur Aufnahme des Erb-
schaftsinventars, die Wohnung
betreten. Denkbar ist auch, dass

der Vermieter aufgrund einer ent-
sprechenden Vereinbarung im
Mietvertrag Zutritt zur Wohnung
erlangen kann, meistens jedoch
nur in Anwesenheit des Mieters
bzw. seiner Rechtsnachfolger.

Wem kann ich die
Vermögensverwaltung
anvertrauen?

/c/z bz« 85 /a/zre aZt zz«d zra Zefz-

fer Zez't zzzrae/zmerad z>ergessZz'c/z.

Der t/mgarag mit Za/zZera, Posf-
c/zecb, SteizererbZärzzrag zzsaz.

mac/zf zzzz'r z'zrzzzzer me/zr Mü/ze.
Nebst der AHV- zzrad ez'raer

SDVA-Rerafe, /zabe z'c/z rzoc/z ez'ra

Vermöge« z/ora Fr. 500 000.-. Da
sz'c/z z'zz mez'zzezzz Bebararaferabrez's

zzzemazzzZ be/z'radef, dem z'c/z rzz/zz-

gezz Gezaz'sseras dz'e Vermögerzs-
zzerzeaZtizrag übergebe« fearara, bz't-

te z'c/z Sz'e zzm Azzs/s««/t. Gz'bt es

ez'«e amfZz'c/ze oder o/jfez'eZZe SteZ-

Ze, der ma« o/z«e Sorge« dz'e Ver-

möge«syera>aZfzz«g überZassera

barara?

Sie können sich an die
Vormundschaftsbehörde Ihres
Wohnortes wenden und die Ein-
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RATGEBER

Setzung eines Beistandes, allen-
falls eines Beirates zur Vermö-
gensverwaltung, beantragen. Die

Voraussetzungen für die Emen-
nung eines Beistandes oder Bei-
rates auf eigenes Begehren sind
dann gegeben, wenn eine Person

infolge von Altersschwäche oder
anderen Gebrechen oder von Un-
erfahrenheit ihre Angelegenhei-
ten nicht gehörig zu besorgen ver-
mag. Der Unterschied zwischen
Beistandschaft und Vermögens-
verwaltungsbeiratschaft besteht
darin, dass bei einer Beistand-
schaft die Handlungsfähigkeit der
verbeiständeten Person nicht ein-

geschränkt wird. Der Beistand ist
somit nicht «zeichnungsberech-
tigt», er hat vornehmlich Berater-
funktion. Der Beirat hingegen
verwaltet das Vermögen anstelle
der verheirateten Person,
während diese über die Erträgnis-
se des Vermögens die freie Verfü-

gung behält. Beide, Beistand und
Beirat, haben sich auf die Verwal-
tung und die Fürsorge für die Er-
haltung des Vermögens zu be-

schränken und sind gegenüber
der Vormundschaftsbehörde re-
chenschaftspflichtig.

Aufgrund Ihrer Ausführun-
gen denke ich, dass die
Vormundschaftsbehörde Ihrem
Wunsch um Beigabe einer bera-
tenden Person ohne weiteres ent-
sprechen wird. Ob ein Beistand
oder ein Beirat sinnvoller ist, kön-
nen Sie mit der Vormundschafts-
behörde besprechen. Aufgrund
Ihres Schreibens habe ich den

Eindruck, dass ein Beistand genü-
gen sollte. Als Beistand oder Bei-
rat würde wohl eine Amtsperson
eingesetzt werden, die über die

nötige Erfahrung verfügen wird.
Sollten Sie lieber auf vor-

mundschaftliche Massnahmen
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verzichten wollen, was die Ein-
setzung eines Beistandes oder
Beirates ja wäre, könnten Sie sich

von der Vormundschaftsbehörde
einen geeigneten Treuhänder
empfehlen lassen.

Abtretung eines
Erbteils schon zu
Lebzeiten

Mezzze Sc/zwesfer «rzd zc/z /za&erz

yo/z unsere« E/fer« ez« Ez'«/a«zz-
Zz'eu/zuus geerftf, z/us zerr uerrrzz'e-

fef /zuèen u/s £rde«geraez'«-
sc/za/i Könrzfe zc/z «zezne« Hazzs-
Zez'Z sc/zozz zw Lehzez'Ze« raez'ue«
ZzezzZez-z Sö/zzzezz üöersc/zrezfcen?
/c/z /zafoe ZzezcZe förztZer z/arzzw/

azzgesproc/zezz unzZ unafo/zängz'g
wonezzzzzucZer z/zr .EznzzersZäncZnz's

er/zaZ/erz, /ez/oc/z /zur zZazz«, zee««
sie mir die Nwtezzz'essw/zg u&er-
Zasse« /eö««e« u«zZ zc/z z'/zzzezz /e-
zeez'Zs ezzz/ac/z die da/ur fteZasZeZe

Vermögenssteuer za/zZe« zoürde.

LössZ sz'c/z ein soZc/zer «HandeZ»
«Zzer/zaupi woZZzie/ze«? Wen« /'a,
zcz'e zzzwssZe zc/z z/zz worge/zezz?

Infolge der Erbengemein-
schaft steht die Liegenschaft im
Gesamteigentum von Ihnen und
Ihrer Schwester. Über eine im Ge-

samteigentum stehende Sache
können die Gesamteigentümer
nur gemeinsam verfügen. Zwar
erlaubt das Gesetz die Abtretung
eines Erbanteils durch einen Mit-
erben an Dritte, wie es z.B. die
Kinder wären. Doch damit wür-
den die Kinder den Anteil an der
Erbschaft und nicht bestimmte
Sachen oder einen Anteil an be-

stimmten Sachen wie z.B. der

Liegenschaft erwerben. Zudem
könnten sie bei der Teilung der
Erbschaft nicht mitwirken, son-
dem hätten nur Anspruch auf den
Anteil aus der Teilung.

Diese Rechtslage ist, wie Sie

sehen, sehr kompliziert, doch
gäbe es eine praktikable Lösung,
sofern Ihre Schwester mitwirkt.
Sie könnten zunächst mit Ihrer
Schwester die Erbteilung vorneh-
men. Beispielsweise könnte die

Teilung der Liegenschaft so aus-
sehen, dass anstelle des bestehen-
den Gesamteigentums Miteigen-
tum begründet wird. Während
beim Gesamteigentum jeder Ei-

gentümer einen Anteil am
Ganzen hat, steht beim Miteigen-
tum eine bestimmte (z.B. hälftige)
Quote dem jeweiligen Mit-
eigentümer zu. Diese Miteigen-
tumsquote kann im Grundbuch
eingetragen werden und, z.B.
durch Schenkung an die Kinder,
veräussert werden. An der Mit-
eigentumsquote kann dann auch
die Nutzniessung begründet und
im Grundbuch eingetragen wer-
den. Diese Rechtsvorgänge be-
dürfen teilweise eines notariellen
Aktes. Sinnvoll wäre es, wenn die
diversen rechtlichen Schritte
(Erbteilung und Begründung von
Miteigentum, Übertragung der

Miteigentumsquote und Begrün-
dung der Nutzniessung) in einem

Zug unter Mitwirkung von allen
vier Beteiligten, Sie und Ihre
Schwester sowie Ihre Kinder,
beim Notar durchgeführt werden.

Wenn Ihnen Ihre Kinder die

Nutzniessung am übertragenen
Miteigentumsanteil einräumen,
so würden die Erträgnisse aus
dem Liegenschaftsanteil als Ein-
kommen und der Liegenschafts-
anteil als Vermögen bei Ihnen ver-
steuert werden. Vorbehältlich an-
derer Abreden müssten Sie auch
für den Anteil an den Liegen-
Schaftsunterhaltskosten weiter-
hin aufkommen.

Dz: z'zzr. Mzzrco Bz'aggz
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